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Als schadenersatz für Ausstieg aus der Kernenergie. Der Rechtsstreit dürfte Jahre dauern

Vn Tobia.s BoLnnann

Ess€n. IIn Hoppla-Hopp-Stil pauLte
die Bündesregierung den Atomaus-
stieg durch. Die juristische Aularbei-
tung düdte la.hfe dauem. Die Ener
giekonzeme verlängcn njt ihrcn
Vedaisungsbeschwerden nlnd 15
Milliarden Euro Schadenersatz, wie
die ,,Franldulter Allgemeine Zei-
tung" berjchtet- Begründüng: eiDe
vertassungswidrige Enteignüng, wie
esEon Chefloha les Telssen in der
Ve4angenheit mehrf ach nannte.

Zur Erinnerung: Nach der Aiom-
katüitrophe von Fuleshima kassier
te die Regierung die Laulzeirv€rlän
gerung und beschloss das Ende der
Atomknft bis Ende 2022. Acht Mei-
ler uurden dtek!0m Netz geno,n
nen. Die jürisiische cegenwehr
kam postwendend, RWE klagte

gegen das Moratorium. Da-
zu sind die (onzemvorstän
de iaut Alitiengesetz ver
pflichtet. .Sonst würden sie
ihre Pflicht verletzen und
nüsiten ftsatz fiir den
Schaden zahien. Tatsäch-
lich hinterließ der schnetle
Atomaüssti€g tiefe Spuren
in den Bilanzen, schließlich
spülie jedes Ken*raftwerk nach
einer FausiJomel Eon, RWE, EnBW
und Vatienfall rund eine Mi ion
Euro in die Kasse - pro Tag.

ln seiner Verfassungsbeschwerde,
die Eon im Nwember beim Brlndes-
verfassungsgericht eingereichi bat,
schäizt d€I I(oruem den Schaden
durch den Ausstieg auf acht Milljar-
den Euro Bei RWE sind es dem Ver,
nehmen nach zwei Milliarden Euro

Mit ihrer Verfassungsbeschwerde

Bundesvedassun€sgerichtr,auJ An-
irage dieser Zeitung sagte. Diese ca
rartie beinhalte laur Eon auch die
Betriebsgenehmigungen für die ein
zernen Anlagen. Mirihrer t80 crad-
Wende verstoße die Bündesrcgie-
nmg gegen den Vertrauensschutz,
argumentiert Eon. Darüber hinaus
führt Eon einen Eingriff in die Be-
nJslreiheit sowie €in verbotenes
Einzelfallgesetz ins Feld. Und der
Konzern babe nach der im He$st

wollen beide Konzeme klä
ren, ob die Bündesregierung
mit dem schnellen Ausstieg
ein Grundrecht verletzi har
Die Aryumeniation der Un-
temehmen stützte sich im
Wesentlichen auf die Eigen-
tumsganntie, die durch das
Grundgesetz geschützt ist,
wle eme Sprecherin des

2010 beschlossenen Laufzeitlertän-
gerung Millionen in die Kemkraft-
werke in!€stiet. Diese seien rnir der
politischen Kehrhvende verioren.

W€iner Heun, Staalsrechtler an
der Universitäi cöttingen, har kei
nen Zweifel, dass der Aromausstieg
als solcher zuftissig war Die caran-
tre aui Eigentum siehi er tedigtich in
einem Detail berüht: Bei den Inves-
iitionen nach der Laufzeit\,€rLinge,
Iung, die sjch nicht mehr rechnen.

Das Bundesvedassüngsgericht
wird nun 64 Organisationen - \.om
Bundestag bis zu crcenpeace - um
Steilungnahrne zur Beschwerde bit-
ten, danach konmt es zur mündli-
chen Verhanallung. Erst lvenn das
V€dassungsgedcht ein crunahccht
verletzt sieht, wird in einem z$.€iten
Schdtt über einen Schadenersatz
verhandelt. Kommentar
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